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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
für Jugend Wohlfahrt 
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Berichterstatter im Bundestag: Berichterstatter im Bundesrat: 

Abgeordneter Dr. Althammer Senator Dr. Heinsen 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 124. Sitzung am 11. Ok- 
tober 1967 beschlossene Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes für Jugendwohlfahrt — Drucksachen V/ 1 723, V/2148 
— wird nach Maßgabe des aus der Anlage ersichtlichen Be- 
schlusses geändert. 


Bonn, den 29. November 1967 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Zinn Dr. Althammer Dr. Heinsen 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 138. Plenarsitzung am 30. November 1967 
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Anlage 


Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 


Artikel I erhält folgende Fassung: 

Artikel I 

§ 25 Abs. 2 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1205) wird gestrichen und 
durch folgende Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„(2) Die Bundesregierung legt dem Bundestag 
und dem Bundesrat in jeder Legislaturperiode, 
erstmals zum 1. Juli 1971, einen Bericht über 
Bestrebungen und Leistungen der Jugendhilfe 
vor. Jeder dritte Bericht soll einen Überblick 
über die gesamte Jugendhilfe vermitteln; der Be- 
richt soll erstmals zum 1. Juli 1979 erstattet wer- 
den. Die Berichte sollen auch Ergebnisse und 


Mängel darstellen und Verbesserungsvorschläge 
enthalten. 

(3) Die Bundesregierung beauftragt mit der 
Ausarbeitung der Berichte jeweils eine Kommis- 
sion, der bis zu sieben fachkundige Persönlich- 
keiten angehören, und fügt eine Stellungnahme 
mit den von ihr für notwendig gehaltenen Folge- 
rungen bei. 

(4) Der Bundesregierung sind von den Trägern 
der Jugendhilfe die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Nähere über die Auskunftsertei- 
lung nach Absatz 4 zu regeln." ' 
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